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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Modernisierung des Haftungsrechts 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wupper- 
tal), Bading, Margulies und Genossen 
— Drucksache IV/ 1469 — 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die vorbezeich- 
nete Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1. und 2. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß Anlaß zu einer 
Prüfung besteht, inwieweit über die im geltenden Recht bereits 
vorgesehenen Fälle hinaus eine Gefährdungshaftung für ge- 
fährliche Stoffe und Anlagen eingeführt werden sollte und 
welche sonstigen Vorschriften getroffen werden können, um 
die Gefährdungshaftung besser als bisher in das System des 
Haftungsrechts einzufügen. 

Zu 3. 

Nach Ansicht der Bundesregierung besteht auch in sonstiger 
Hinsicht Anlaß zu prüfen, ob das Haftungsrecht den heutigen 
wirtschaftlichen und sozialen Verhältnissen gerecht wird? dies 
gilt insbesondere im Hinblick auf die Haftung für Hilfspersonen, 
auf den haftungsrechtlichen Schutz des geschäftlichen Rufs und 
auf diejenigen Vorschriften, die das Ineinandergreifen der zi- 
vilrechtlichen Haftung und öffentlich-rechtlicher Entschädigungs- 
regelungen, namentlich des Beamten- und Sozialversicherungs- 
rechts, bei dem gleichen Schadensfall betreffen. 

Zu 4. 

Das Bundesjustizministerium hat in Verfolg der vom 43 t 
Deutschen Juristentag gefaßten Entschließung den Vorschlag, 
das Prinzip der Totalhaftung im Schadensrecht aufzulockern, 
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entsprechend der Anregung des Deutschen Juristentages in 
der beim Bundesjustizministerium gebildeten Kommission „Haft- 
pflichtrecht'' zur Erörterung gestellt. Die Kommission, die aus 
führenden deutschen Zivilredhtslehrern und anderen hervor- 
ragenden Sachkennern gebildet war, ist zu dem Ergebnis ge- 
kommen, daß das Bürgerliche Gesetzbudi m dem Sinne der 
Entschließung ergänzt werden sollte; sie hat auch bereits eine 
Formulierung für eine als § 255 a in das Bürgerliche Gesetz- 
buch einzufügende Vorschrift erarbeitet. Die Übernahme einer 
entsprechenden Bestimmung in den beim Bundesjustizmini- 
sterium vorbereiteten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung schadensersatzrechtlicher Vorschriften ist in 
Aussicht genommen (vgl. auch zu 5.). 

Zu 5. 

Das Bundesjustizministerium ist seit mehreren Jahren mit der 
Vorbereitung und Ausarbeitung des zu 4. bereits erwähnten 
Gesetzentwurfs befaßt. An den Vorbereitungen waren die in 
Betracht kommenden Bundes- und Länderressorts, die bereits 
erwähnte Kommission „Haftpflichtrecht'' und, soweit es um die 
Frage der Gefährdungshaftung für giftige und ätzende Stoffe 
geht, auch die zuständige Kommission der Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft beteiligt; den interessierten Wirtschaftskreisen 
ist Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben worden. Die Er- 
örterungen sind noch nicht abgeschlossen. Es ist vorgesehen, 
den erwähnten Entwurf demnächst als Referentenentwurf mit 
einer ausführlichen Begründung zu veröffentlichen. Alle inter- 
essierten Kreise werden auf diese Weise nochmals Gelegen- 
heit erhalten, sich zu den in dem Entwurf berührten Fragen 
zu äußern. Angesichts der Schwierigkeit dieser Fragen und 
der wirtschaftlichen Tragweite der zu treffenden Entscheidungen 
kann mit einer Vorlage des Entwurfs in der gegenwärtigen 
Legislaturperiode nicht gerechnet werden. 


Dr. Bücher 
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